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Das Wachstum von Berlin und dem Brandenburgischen Umland ist eine Chance für 
unsere Stadt-Umland-Region! Wirtschaftliche Aktivitäten und Investitionen bieten 
Gestaltungsmöglichkeiten für eine qualitativ gute Entwicklung und eine moderne 
leistungsfähige Infrastruktur der Kommunen. Diese Entwicklung erhöht jedoch auch 
den Druck auf zur Verfügung stehenden Flächen, denn mitunter konkurrieren ver-
schiedene Flächenansprüche miteinander. Um für ausreichend Wohnraum zu sor-
gen und die Chancen wahrzunehmen, wird der Einsatz vieler Akteure benötigt. Da-
her wird insbesondere der Dialog mit der Wohnungswirtschaft gesucht. Das Thema 
Wohnen rückt aktuell vor dem Hintergrund der Bevölkerungsentwicklung und der 
Unterbringung von gefl üchteten Menschen sowie der Fortschreibung des Landes-
entwicklungsplans Hauptstadtregion (LEP HR) in den Fokus.

Die Konferenz beschäftigte sich damit, wie die Kommunen und Bezirke des KNF mit 
der wachsenden Nachfrage nach Wohnraum und den damit zusammenhängenden 
Herausforderungen umgehen. Wie wird gesteuert? Was kann gemeinsam getan 
werden? Grundlage ist eine in Vorbereitung der Jahreskonferenz beauftragte Studie 
zu Wohnbaupotenzialen. Zudem ging der Blick nach Düsseldorf und die Siedlungs-
entwicklung in der dortigen Region. Die Akteure der Wohnungswirtschaft kamen 
miteinander ins Gespräch und bewerteten mit Ihrem Hintergrund bspw. die Woh-
nungsmarktsituation und die Zusammenarbeit mit den Kommunen. Abschließend 
haben sich alle Teilnehmer zur Frage „Was können wir gemeinsam tun?“ in Hinblick 
auf Daseinsvorsorge von Wohnraum auseinandergesetzt und zur Zukunft des KNF 
generell geäußert.

2016 ist ein besonderes Jahr für das Kommunale Nachbarschaftsforum. Es feiert 
sein 20-jähriges Bestehen!

Der Sprecher des Kommunalen Nachbarschaftsforums, Jens-Holger Kirchner, be-
grüßt die Anwesenden. Die Jahreskonferenz wurde aktiv von Mitgliedern des KNF 
vorbereitet und mitgestaltet. Zur Ermittlung der Wohnbaupotenziale im Stadt-Um-
land-Zusammenhang wurde eine Studie angefertigt, die die Lücke zwischen dem 
Berliner Stadtentwicklungsplan Wohnen und der Gemeinsamen Landesentwick-
lungsplanung Berlin Brandenburg schließt. Herr Kirchner bedankt sich bei allen, die 
zur Vorbereitung der Veranstaltung beigetragen haben.

Anlass und Programm

Die Jahreskonferenz

Begrüßung

Jens-Holger Kirchner 
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Wohnen in unserer wachsenden Region

Aktuell leben etwa 250.700 Einwohner im grünsten und größten Berliner Bezirk 
Treptow-Köpenick. Bis 2030 werden etwa 24.000 weitere Einwohner erwartet, 
gerechnet ohne den Zuzug von Flüchtlingen. Aktuell ist der bezirkliche Woh-
nungsmarkt gekennzeichnet durch die zweithöchste Umwandlungsquote in 
Berlin, dem Neubau von überwiegend Eigentumswohnungen und von einem 
Anstieg der mittleren Angebotsmiete um 12% seit 2009 auf 7,81 Euro/ m² (net-
to/kalt) im Jahr 2014.

Der Bezirk hat angesichts der Herausforderungen 2013/14 ein Entwicklungs-
konzept Wohnen als Grundlage für die Steuerung des Wachstums erstellen las-
sen. Die Zusammenführung der Daten aus dem StEP Wohnen und eigenen be-
zirklichen Zahlen sollten u.a. eine Übersicht zu den Wohnungsbaupotenzialfl ächen 
herstellen mit bezirklicher strategischer Schwerpunktsetzung über die zeitliche 
Priorisierung. 

Es wurden Flächen für ca. 27.900 WE-Potenziale ermittelt. Viele Flächen weisen 
Planungshemmnisse wie Altlasten, private Eigentümerschaft, Denkmalschutz 
oder lange Verfahrensdauer auf. Mithilfe von Profi len wurde die Umsetzbarkeit 
der Potenziale bewertet. Demnach können etwa 6.000 Wohneinheiten kurzfris-
tig bis 2016 realisiert werden. Der Anstieg der erteilten Baugenehmigungen für 
knapp 4.000 Wohneinheiten im Jahr 2015 spricht dafür, dass dies gelingen könn-
te.

Die Bereitstellung von Wohnraum löst neue Bedarfe an Wohnfolgeeinrichtungen 
aus, welche bestehende Defi zite weiter verschärfen. Zusätzliche Kita- und 
Grundschulplätze werden benötigt. Mit der Erstellung eines Integrierten Sozia-
len Infrastrukturkonzepts (SIKo) soll dazu eine solide Planungsgrundlage für die 
Liegenschaftspolitik sowie die Investitions- und Haushaltsplanung des Bezirks 
bzw. der Gesamtstadt geschaff en werden. 10 Grundsätze sollen helfen, die 
Chancen zu ergreifen und die Entwicklung zu gestalten, wie etwa „Wachsender 
Bezirk erfordert wachsende Infrastruktur“, „Integrierte Aufgaben erfordern in-
tegrierte Strukturen“ oder „Ausschöpfung des Instrumentariums Städtebauli-
cher Vertrag“. Die Bewältigung der Aufgaben erfordert ausreichende Finanzmit-
tel für Personalressourcen und für die bauliche Umsetzung.

Rainer HölmerWachsende Stadt-Umland-Region - Herausforderungen und 
ihre Bewältigung: Sicht eines Berliner Bezirks

Rainer Hölmer



6

Wolfgang Blasig

„Berlin und das Umland 
sind trotz Trennendem 
stärker miteinander ver-
wachsen.“

„Durch interkommunale 
Kooperation lassen sich 
die Kapazitätsreserven 
besser nutzen und Kosten 
vermeiden. Dies setzt je-
doch politischen Willen in 
beiden Ländern voraus.“

Wolfgang Blasig

Schon in den 1990er Jahren standen die Brandenburger Kommunen vor der 
Herausforderung, mit dem Zuzug von etwa 150.000 Menschen aus Berlin um-
zugehen. Dies war nicht konfl iktfrei, aber im Ergebnis war es erfolgreich. Der 
Zuwachs wurde auf Siedlungsachsen konzentriert, Infrastruktur wurde ausge-
baut und die Wirtschaftskraft erhöht.

Seit 2011 wächst Berlins Bevölkerungszahl nach Jahren der Stagnation wieder. 
Diese Entwicklung kann gut von Berlin allein getragen werden, doch hat das 
Wachstum auch Auswirkungen auf sein Umland. Die Nachfrage nach Bauland 
nimmt zu, Grundstückspreise steigen und Flächenreserven werden genutzt. Es 
liegt an den Kommunen zu entscheiden, wie sie auf die anhaltende Nachfrage 
reagieren wollen. Bei strategischen Überlegungen sollte es auch darum gehen, 
abzuwägen ob sich Standorte für Einfamilienhausbebauung oder besser für Ge-
schosswohnungsbau anbieten. Grundsätzlich gibt es genügend Flächenpoten-
ziale im Berliner Umland, aber damit sollte klug, umsichtig und besonnen um-
gegangen werden. Alle Beteiligten gehören dabei eingebunden, zumal die 
Kommunen selbst vielfach nicht über die Potenzialfl ächen selbst verfügen.

Kooperatives Handeln und Abstimmungen zwischen den Kommunen und den 
Ländern, wie im KNF, sind der Schlüssel, um die Siedlungsentwicklung entspre-
chend der ÖPNV-Achsen zu konzentrieren und die Überlastung von sozialer In-
frastruktur und Fehlinvestitionen, z.B. in Schulneubau bei langfristig rückläufi -
gen Schülerzahlen, zu vermeiden. Interkommunale Kooperationsmöglichkeiten 
im Bereich der Daseinsvorsorge bestehen bei den Feuerwehren, der Stadtreini-
gung oder im Schulwesen. Dazu sind der Abbau von bürokratischen Hürden und 
eine erweiterte Entscheidungskompetenz der Berliner Bezirksverwaltungen 
sinnvoll. 

Auch gut angebundene Kommunen außerhalb des unmittelbaren Berliner Um-
landes könnten stärker vom Wachstum der Metropole profi tieren. Der drohen-
den Überlastung der Verkehrssysteme lässt sich am besten begegnen, wenn 
Wirtschaft und Arbeitsplatzangebot auch außerhalb Berlins gestärkt werden.

Wachsende Stadt-Umland-Region - Herausforderungen und 
ihre Bewältigung: Sicht eines Berliner Bezirks

„Kein Wachstum um je-
den Preis.“
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Matthias von 
Popowski

Die im Vorfeld zur Jahreskonferenz erstellte Analyse „Ermittlung der Wohnungsbau-
potenziale im Stadt-Umland-Zusammenhang von Berlin und Potsdam einschließ-
lich aller Mitglieder des KNF“ hatte die gemeinsame Betrachtung der Wohnungs-
marktregion Berlin / Berliner Umland zum Ziel. Im Ergebnis liegt erstmals ein 
methodisch vergleichbarer und gemeinsamer Überblick über die Wohnungsbaupo-
tenziale der Region vor. Dies bietet eine Grundlage für strategische Entscheidungen 
der Kommunen, Regionen und Länder insbesondere im Hinblick auf Wohnungsbau, 
Siedlungsfl ächen, soziale Infrastruktur und Verkehr. 

Methodisch wurden für 57 brandenburgischen Kommunen im Untersuchungsraum 
die Potenziale auf Neubaufl ächen mit mehr als 25 Wohneinheiten und Bestands-
verdichtungspotenziale auf Basis von Modellrechnungen ermittelt. Dabei wurden 
kommunale Besonderheiten berücksichtigt. Sämtliche Ergebnisse und Berechnun-
gen wurden mit den Städten und Gemeinden abgestimmt.

Die Betrachtung geht von der positiven Entwicklung zwischen 2011 und 2014 aus 
(Zahlen Brandenburger Teil): +3,1 % Bevölkerungszuwachs, +4,4 % Entwicklungen 
von Wohnungen in Ein- und Zweifamilienhäusern und +1,7 % Wohnungen im Ge-
schosswohnungsbau. Insgesamt wurden Potenziale für 392.000 Wohneinheiten 
ermittelt (69% in Berlin, 31% Untersuchungsraum). Die Potenziale verteilen sich zu 
63 % auf Neubaufl ächen und 37 % auf die Bestandsverdichtung. Die größten Neu-
baupotenziale liegen in den östlichen Berliner Bezirken, in der AG Süd sowie in und 
um Potsdam. Von 183.000 möglichen WE in Berlin auf Neubaufl ächen können mehr 
als ein Drittel, 66.000 WE, kurzfristig bis 2018 entwickelt werden. Im Stadtumland 
stehen dafür nur rd. 13.300 WE zur Verfügung – ein Fünftel des Neubaupotenzials.

Nach der quantitativen Untersuchung sollten nun stärker Qualitäten – z.B. Vorhan-
densein verkehrlicher und sozialer Infrastruktur - in den Blick genommen werden. 
Hierfür braucht es eine gemeinsame Diskussion und eine intensivere interkommu-
nale Abstimmung zu Wohnen, Infrastruktur, Verkehr, Siedlungsfl ächen entlang der 
Siedlungsachsen. Eine aktive Baulandpolitik und Flächenmobilisierung sind zu emp-
fehlen. Die Landkreise und Länder sollten durch Monitoring, Schaff ung planerischer 
Grundlagen und personelle Unterstützung die Kommunen in ihrer Entwicklung un-
terstützen.

Ermittlung der Wohnungsbaupotenziale im Stadt-Umland-
Zusammenhang von Berlin und Potsdam 

„Das vorhandene Poten-
zial würde ausreichen, 
um etwa 30 Jahre lang 
die durchschnittliche 
Bautätigkeit der vergan-
genen vier Jahre zu reali-
sieren. Gleichwohl sind 
erhebliche teilräumliche 
und qualitative Unter-
schiede erkennbar, die 
eine diff erenzierte Be-
trachtung erfordern.“

Karte Wohnungsbaupotenziale Matthias von Popowski
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Rückblickend haben sich die Wohnungsbaustrategien mehrfach gewandelt. 
Neubau und Modernisierung Anfang der 1990er Jahre folgten Leerstand und 
entsprechende Stadtumbauprogramme. Seit 2010 wurde der Neubau wieder-
aufgenommen. Insgesamt wurden seit der Wende 161.000 Wohnungen geför-
dert, davon liegen 51.000 Wohnungen mit 2 Mrd. Euro im KNF-Raum!

2014 wurden Baugenehmigungen für 12.000 Wohnungen erteilt (+ 20 % zum 
Vorjahr). Fertiggestellt wurden 8.800 Wohnungen (+ 16 % zum Vorjahr) vor al-
lem in Potsdam, Potsdam-Mittelmark und Barnim. Hier zeigt sich, dass die 
räumliche Entwicklung in Brandenburg gleichzeitig von Wachstum in der Met-
ropolregion und Schrumpfung in der Peripherie geprägt ist. Trotz Bevölkerungs-
verlusten ist aufgrund steigender Haushaltszahlen eine kontinuierliche Nach-
frage nach Wohnraum zu verzeichnen. Im „Wohnungspolitischen Kompass 
2015“ wird ohne Zuwanderung ein Wohnungsneubaubedarf in Brandenburg bis 
2030 von insgesamt 5.000 WE jährlich geschätzt.

Ab 2016 stehen jährlich 100 Mio. € für die Wohnraumförderung zur Verfügung, 
davon 30 Mio. € als Zuschuss. Letzterer ist an die Schaff ung von Mietwohnungen 
im Berliner Umland und Kapazitäten für Flüchtlinge gebunden. Zwingende För-
dervoraussetzung sind kommunale Wohnungsbaustrategien (INSEK, WUS - 
Wohnungspolitische Umsetzungsstrategie). Hier besteht besonders im Berliner 
Umland Nachholbedarf.

In der anschließenden Diskussion wird darauf hingewiesen, dass es im Berliner 
Umland viele Gemeinden gibt, ohne Erfahrung mit Födergebietskulissen und 
integrierten Konzepten. Bei den Konzepten gibt es deshalb Lücken, da bisher 
nicht alle Kommunen in den Förderkulissen liegen. Frau Even-Pröpper erläutert, 
dass integrierte Stadtentwicklungskonzepte (INSEK) und Wohnungspolitische 
Umsetzungsstrategien (WUS) über die Fördermittelakquirierung hinaus einen 
Mehrwert bringen. Weiterhin wird gefragt, ob die Nutzbarkeit der Wohnungs-
bauförderprogramme auch für die Modernisierung günstiger Mietwohnungen 
gegeben ist. Dies wird zum Teil kritisch gesehen. Andere berichten, dass städti-
sche Wohnungsbaugesellschaften die Programme nutzen.

Ingrid Even-
Pröpper

Wachsendes Stadt-Umland-Region und die passenden 
Instrumente in Brandenburg

Ingrid Even-Pröpper Karsten KnobbeOlaf Borchardt

„Die schrumpfenden 
Städte sind zu konsolidie-
ren und Wohnungen dem 
demografi schen Wandel 
anzupassen.“

„Das Land und die Kom-
munen stehen vor der 
Herausforderung, Ange-
botsdefi zite miet-und be-
legungsgebundener Woh-
nungen in wachsenden 
Städten abzubauen bzw. 
auslaufende Mietbindun-
gen zu verlängern.“



Jahreskonferenz des Kommunalen Nachbarschaftsforums 2016  

9

„Die Zahl der Baugeneh-
migungen ist auf mehr 
als 20.000 im Jahr 2015 
gewachsen. Aber zwi-
schen Genehmigungen 
und Fertigstellungen 
klaff t noch eine große Lü-
cke.“

Seit 2005 hat Berlin 271.000 Einwohner hinzu gewonnen, vor allem in den letz-
ten fünf Jahren. Nicht nur die Zahl der Einwohner, auch die Erwerbstätigenzahl 
nimmt in einem vergleichbaren Umfang zu! Berlin soll weiter wachsen, in der 
mittleren Variante bis 2030 um 266.000 Personen. Das Flüchtlings-Szenario gibt 
zusätzlich bis zu 174.000 Personen bis 2020 an. Die steigende Nachfrage nach 
Wohnraum durch Einwohnerzuwachs spiegelt sich auch im deutlichen Anstieg 
der Angebotsmieten wider.

Der aktuelle Bevölkerungszuwachs bedeutet einen Bedarf von ca. 120.000 neu-
en Wohnungen bis 2020, d.h. 20.000 Wohnungen pro Jahr, davon rd. 6.000 WE 
von städtischen Wohnungsbaugesellschaften mit mindestens 30% mietpreis- 
und belegungsgebundenem Wohnraum. Die zusätzlichen Wohnungen sollen in 
Lücken, durch Verdichtung und Dachgeschossausbau, aber vor allem auch in 
zwölf neuen Stadtquartieren entstehen: Ein Leitmotiv der Entwicklung vieler 
dieser neuen Quartiere ist die Transformation der Gartenstadtidee ins 21. Jahr-
hundert.

Ebenso wie in Brandenburg und anderen Ländern sinkt auch in Berlin die Anzahl 
der Sozialwohnungen. Auch deshalb sind die Wiedereinführung der Neubauför-
derung im Jahr 2014 und die Zielvorgabe von 25% sozialem Wohnungsbau wich-
tig. Die Förderkonditionen wurden 2015 verbessert, um das Programm auch für 
private und genossenschaftliche Vorhabenträger attraktiver zu gestalten. Das 
Programmvolumen wurde von 1.000 (2014-2015) über 2.500 (2016) auf 3.000 
(2017) Wohnungen pro Jahr gesteigert. 

Die Innenentwicklung in dynamisch wachsenden Städten birgt Zielkonfl ikte wie 
Verdichtung versus Stadtklima. Dies zeigt sich auch in Bürgerprotesten. Über-
lastungen insbesondere der sozialen Infrastruktur droht. Akzeptanz von Neubau 
und die Funktion von Nachbarschaften ist grundlegend! Hier fl ankiert Berlin den 
Wohnungsbau mit der Städtebauförderung. Das gilt für die Planungs- und Bür-
gerbeteiligungsprozesse genauso wie für die soziale Infrastruktur: Fast zwei 
Drittel der Städtebaufördermittel werden für Bildungs-, Jugend- und Kulturein-
richtungen verwendet.

Dr. Jochen Lang

Wohnungsbau und Wohnungsbauförderung in Berlin Dr. Jochen Lang
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Grundsätzlich schaff t die Raumordnungsplanung einen gesamträumlichen Aus-
gleich, daher ist nicht nur auf Berlin und sein Umland zu schauen. Auch wenn 
dort Bevölkerungszuwächse zu verzeichnen sind, handelt es sich um eine hete-
rogene Entwicklung in der Hauptstadtregion. In Berlin ist der Wohnungszuwachs 
vor allem im Bestand und in Mehrfamilienhäusern zu verzeichnen, während im 
Berliner Umland die Entwicklung von einer leichten Zunahme in Mehrfamilien-
häusern, aber vor allem im Segment der Ein- und Zweifamilienhäuser geprägt 
ist. Ebenso sind die Pendlerbewegungen zwischen Berlin und Brandenburg in 
beiden Richtungen auf etwa 220.000 Personen angestiegen - Berlin bleibt wich-
tiges Arbeitsmarktzentrum für Brandenburg.

Der Entwurf des Landesentwicklungsplans für die Hauptstadtregion wurde von 
der Landesplanungskonferenz Ende Mai 2016 gebilligt.

Der Berliner Siedlungsstern als Maßgabe der Landesentwicklung hat sich be-
währt. Er bildet mit den leistungsstarken SPNV-Achsen das Rückgrat für die 
Wohnsiedlungsentwicklung in Berlin und im Berliner Umland. Der Siedlungs-
stern bietet ausreichend Flächenpotenziale, um das prognostizierte Bevölke-
rungswachstum bis 2030 aufzunehmen. Anhand von Modellrechnungen wurden 
ca. 480.000 bis 750.000 WE durch Neubau und Nachverdichtung und ca. 17.000 
WE außerhalb des Sterns ermittelt. Die Wohnungsbaupotenzialstudie des KNF 
kommt zu vergleichbaren Werten. Die Achsenzwischenräume mit ihren wichti-
gen Funktionen für Naturhaushalt und Erholung müssen erhalten und weiter 
entwickelt werden. Die teilweise schwer aktivierbaren Flächenpotenziale an den 
Achsen dürfen nicht zur Beanspruchung der Achsenzwischenräume verleiten.

Informelle Ansätze der Kooperation zwischen den Kommunen und den Ländern 
sind ein wichtiger Baustein der Landesentwicklungsplanung. Neben dem KNF 
sind dafür Regionalparks, das Dialogforum Airport Berlin-Brandenburg und die 
Mittelbereiche zu nennen.

Um die Chancen des Wachstums zu nutzen, müssen alle Flächenpotenziale mo-
bilisiert werden. Die Städte sind mit ihrem Engagement gefragt. Über den SPNV 
gut erreichbare Zentren im Weiteren Metropolenraum bieten zusätzliche Poten-
ziale für Wohnen.

Steuerungsansätze der LandesentwicklungsplanungJan Drews

Jan Drews
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Die Düsseldorfer Planungsregion ist durch ein Nebeneinander von Schrumpfung 
und - vor allem in Düsseldorf – Wachstum geprägt. Die Fragestellung bei der 
Fortschreibung des Regionalplans war daher, wie mit den unterschiedlichen Ent-
wicklungen und dem demografi schen Wandel umzugehen ist. Dazu wurden die 
Infrastruktureinrichtungen wie zum Beispiel Schulen und Apotheken systema-
tisch erfasst und anhand von Entfernung innerhalb eines Rasters bewertet. In 
einer sogenannten Ampelkarte wurde die Ausstattungsqualität der Region dar-
gestellt. Die Bewertung und Einordnung war für alle Beteiligten nachvollziehbar. 
Der stark bestandsorientierten Ansatz entsprach jedoch nicht immer stadtent-
wicklungspolitischen Zielen bzw. Planungen.

Düsseldorf selbst ist an seiner Kapazitätsgrenze zur Deckung des Wohnbedarfs 
angelangt. Die „Überschwappeff ekte“ in die Region sollten möglichst klug ge-
steuert werden. Dazu wurde ein Flächenranking entwickelt. Die Kommunen 
konnten Entwicklungsfl ächen benennen, die nach Verkehr, Ökologie, Infrastruk-
tur und Städtebau bewertet wurden. Von den 80 bewerteten Flächen in 23 Ge-
meinden, würden etwa 30 Flächen auch für den Bedarf aus Düsseldorf zur Ver-
fügung stehen. Der transparente Bewertungsansatz ist für die Fortschreibung 
besonders wichtig, komplexe Sachverhalte lassen sich in einfachen Bildern dar-
stellen. Das Modell ist auch auf andere Regionen übertragbar.

Die anschließenden Rückfragen beinhalteten Themen wie Finanzierung, Rechts-
verbindlichkeit und Umsetzung. Frau Blinde erläutert, dass die Flächen in den 
Regionalplan eingehen und die Flächennutzungspläne sich an die Ziele der 
Raumordnung anpassen müssen.

Die Bewertungen und Darstellung in Karten wurden von Mitarbeitern der Regi-
onalplanungsbehörde selbst erstellt. Neue Kollegen mit technischem Know-how 
zur Datenalyse und -darstellung kombiniert mit der Erfahrung älterer Kollegen 
haben zusammen zur erfolgreichen Umsetzung der Projekte geführt. Die Reali-
sierung der Wohnungen erfolgt in Eigenverantwortung der Städte und Gemein-
den. In NRW wird aber derzeit diskutiert, wie das Land den Wohnungsbau stär-
ker unterstützen kann.

Julia Blinde

Julia Blinde Carsten Bockhardt

Siedlungsentwicklung
„In und um Düsseldorf“
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Die Stadt Oranienburg reagiert auf den Entwicklungsdruck mit einer Bauland-
strategie. Hinsichtlich der Bevölkerungsentwicklung geht die Stadt von einer 
Maximalvariante aus: 56.676 Einwohner bis 2030. Das bereits vorliegende Bau-
landkataster hat 2.500 Baulücken erfasst. Mit der Strategie werden Flächenpo-
tenziale für Wohnungsbauvorhaben identifi ziert. Die Anforderungen an die so-
ziale Infrastruktur können darauf aufbauend mitgedacht und bedarfsgerecht 
gesteuert werden. 

Zunächst wird es eine quantitative Erfassung geben, die anschließend qualifi -
ziert und priorisiert wird. Die einzelnen Potenzialfl ächen werden mit Steckbrie-
fen und Wohnprofi len dargestellt. Der FNP wird entsprechend der Baulandstra-
tegie fortgeschrieben und das INSEK zeitnah angepasst. 

In der „Weißen Stadt“ werden bereits 80-100 WE von der städtischen Wohnungs-
baugesellschaft realisiert – vor 15 Jahren ein noch eher unrealistisches Projekt.

Christian 
Kielczynski

Wohnungsbaustrategie Oranienburg

Christian Kielczynski Holger Schreiber

Wie steuern die Kommunen?

Die Gemeinde Wustermark ist aufgrund der Standortgunst ein überregionaler 
Wirtschaftsstandort (GVZ Berlin-West) und möchte auch als Wohnstandort wei-
ter wachsen. In den nächsten Jahren wird ein Einwohnerzuwachs von 30-40 % 
erwartet. Konversion war und bleibt eine wichtige Triebfeder, Beispiele sind die 
Ansiedlung der Naturschutzstiftung Heinz Sielmann und aktuell die Wohnent-
wicklung im Olympischen Dorf von 1936.

Die risikoreiche Übernahme des GVZ durch die Gemeinde 2008 konnte in eine 
tragfähige Entwicklung verwandelt werden. Bis 2018 werden 4000 Arbeitsplätze 
entstanden sein. Wirtschaftsentwicklung ist seit jeher Chef- bzw. Bürgermeis-
tersache. Für die weitere Optimierung bestehender Gewerbe- und Industries-
tandorte gilt: Innere Potenziale nutzen, Infrastruktur stetig verbessern, Entwick-
lungspotenziale für ansässige Unternehmen bereithalten und die zügige 
Anpassung der Bauleitplanung. Gute Wohnangebote in der Nähe von Arbeits-
plätzen gewinnen im Zuge der Fachkräftesicherung ebenso an Bedeutung. Die 
Konversionsfl ächen haben noch keine zentralörtliche Bedeutung, hier wird 
Handlungsbedarf gesehen.

Holger Schreiber Wirtschaftsstandort und Wohnentwicklung
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25 Kilometer entfernt vom Berliner Alexanderplatz lockt der kleine Spreewald-
Park ins östliche Berliner Umland. In diesem prosperierenden Achsenzwischen-
raum leben in den Kommunen Schöneiche bei Berlin, Woltersdorf und Rüders-
dorf bei Berlin über 35.000 Einwohner - Tendenz steigend. Die Kommunen haben 
einen ÖPNV-Anschluss durch die Schöneicher-Rüdersdorfer-Straßenbahn und 
Woltersdorfer Straßenbahn. Das Mittelzentrum Erkner an einer Schienen- bzw. 
Siedlungsachse hat dagegen perspektivisch zurückgehende Einwohnerzahlen. 
Das Mittelzentrum Erkner an einer Schienen- bzw. Siedlungsachse hat dagegen 
perspektivisch zurückgehende Einwohnerzahlen.

Es besteht derzeit ein dringender Bedarf von rund 250 Neubaumietwohnungen 
(12% des Bestandes) für einkommensschwache Haushalte in Schöneiche bei 
Berlin. Darüber hinaus kann die Kommune Flächen für bis zu 1.500 Wohneinhei-
ten für die Wohnraumversorgung und das Wachstum der Region ohne fl ächen-
mäßige Erweiterung im Außenbereich anbieten. Schöneiche erfüllt Funktionen 
eines Zentralen Ortes und müsste daher von der Landesplanung entsprechend 
Berücksichtigung fi nden.

Heinrich Jüttner Andreas Igel

Heinrich JüttnerSiedlungsentwicklung im Achsenzwischenraum

In der Stadt Ludwigsfelde leben 25.000 Einwohnen, etwa 7.000 pendeln täglich 
aus und 9.000 pendeln ein. Dabei wachsen Bevölkerungs- und Pendlerzahlen 
überproportional. Die Stadt ist mit ihren zwei Bahnhöfen und dem Autobahn-
anschluss besonders gut an das Schienen- und Straßennetz angebunden. Dies 
wird von den ansässigen Unternehmen besonders geschätzt.

Auf Grund des starken Einwohnerwachstums werden Entwicklungsfl ächen be-
nötigt, vor allem in Bahnhofsnähe. Die Stadt selbst hat kaum noch eigene Flä-
chen zur Verfügung und baut auf die Zusammenarbeit mit den Berliner Stadt-
gütern, um Flächen aus dem öff entlichen Eigentum zu aktivieren. Problem ist 
die Zielvorgabe Berlins, Stadtgüterfl ächen als Freiraumfl äche vorzuhalten und 
die Siedlungsentwicklung auf diesen Flächen zu verhindern. Diese Vorgabe muss 
für vorgesehene Siedlungsfl ächen des LEP BB dringend überdacht werden.

Andreas IgelMobilisierung von Stadtgüterfl ächen
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Thorsten Tonndorf Rainer FornellWilfried Nünthel

In den letzten Jahren stand die innere Stadt im Fokus der Entwicklung, mittler-
weile hat sich bei der Wohnfl ächenentwicklung der Schwerpunkt auf neue Quar-
tiere außerhalb des S-Bahnrings verschoben.

Berlin setzt auf thematische Stadtentwicklungspläne zu Wohnen, Industrie und 
Gewerbe, Zentren, Verkehr und Klima, mit deren Aktualisierung gerade begon-
nen wird. Für die gezielte Anpassung sozialer Infrastruktur an die Wohnentwick-
lung werden in den Bezirken z.Z. Soziale Infrastrukturkonzepte erstellt. Die 
wachsende Metropole Berlin braucht eine integrierte Stadtentwicklung, bei der 
auch Grünfl ächen, Gewerbefl ächen, Räume für Kultur und  Öff entlichen Perso-
nennahverkehr etc. von großer Bedeutung sind. Entscheidende Rahmenbedin-
gungen für die Gestaltung des Wachstums sind das strategische Leitbild der 
Berlin-Strategie sowie die Akzeptanz von Veränderungsprozessen. Ein gutes 
Beispiel für eine integrierte Planung von großzügigem Grün und neuem Wohn-
raum ist die Entwicklung um den Park am Gleisdreieck.

Thorsten Tonndorf Stadtentwicklung und Standortentwicklung    
 - Wie steuert Berlin?

Wohnungsbau und Infrastruktur im Einklang

Wilfried Nünthel Strategische Planung in Lichtenberg

Der Bezirk Lichtenberg hat seit den 1990er Jahren immer wieder starke Einwoh-
nerschwankungen erlebt. Mittlerweile wird von einem Einwohnerwachstum von 
knapp 10 % bis 2030 ausgegangen. Frühzeitig hat der Bezirk eine Bereichsent-
wicklungsplanung (BEP) Wohnen erstellen lassen und Wohnungsbaupotenziale 
erhoben. Dabei wurden 9.480 Wohneinheiten bis 2025 ermittelt. Nur 20 % der 
Potenziale sind dabei im öff entlichen Eigentum. Das kommunale Vorkaufsrecht 
wird kaum genutzt Der errechnete Bedarf kann voraussichtlich gedeckt werden, 
fraglich ist, ob die Prognosen dann nicht bereits überholt sind. 

Dies bedeutet eine frühzeitige Aktivierung langfristiger Potenziale durch die 
Mitwirkung von Eigentümern und die Beschleunigung Bauleitplanung ist unab-
dingbar. Weitere Aktivitäten sind ein regelmäßiges Monitoring der Bautätigkeit 
und der Abgleich mit der Kita- und Schulentwicklungsplanung. Im Bezirk soll die 
Wohnbauförderung zur sozialverträglichen Wohnraumsteuerung eingesetzt 
werden.
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Erik Wolfram

In Potsdam wachsen Bevölkerung und sozialversicherungspfl ichtig Beschäftigte 
gleichermaßen, nach Prognosen auch zukünftig. Für die soziale Infrastruktur 
wird zwischen 2006 und 2025 bei den Kitakindern von + 34 %, bei Grundschülern 
von + 74 % und bei den Sekundarschülern von + 74 % ausgegangen! Da Reserven 
fehlen, stehen nun Erweiterungen und Neubau von 9-10 neuen Schulen an. Da-
für sind in den nächsten Jahren ca. 240 Mio. Euro Investitionen nötig. Dies führt 
zu einer steigenden Verschuldung.

Müssen wir überhaupt wachsen? Die Diskussion zum Wachstum muss in jeder 
Gemeinde geführt werden, doch Potsdam hat sich in einem Leitbildprozess un-
ter Beteiligung der Bevölkerung für das Wachsen entschieden. Entscheidend 
dabei: Infrastruktur vorausschauend planen, planungsbedingte Wertsteigerung 
nutzen, Lasten gerecht(er) verteilen! Eine zielgerichtete Unterstützung durch die 
Länder und bspw. die Beteiligung von Landkreisen an den Investitionskosten im 
Schulneubau ist dringend nötig.

Erik WolframPlanung und Finanzierung von sozialer Infrastruktur 

Die Gemeinde Panketal liegt auf der Siedlungsachse Pankow-Bernau. An den 
öff entlichen Schulen in Buch und Panketal gibt es so gut wie keine Schüler aus 
dem jeweiligen Nachbarland. Die Anmeldungen bei den Privatschulen spiegeln 
dagegen deutlich Schülerwanderungen wieder. Sie werben mit speziellen Profi -
len gezielt über die Ländergrenze hinaus. Die staatsvertraglichen Regelungen 
zwischen Berlin und Brandenburg ermöglichen die „Schülerwanderung“ bei öf-
fentlichen Schulen nur bei freien Kapazitäten, da es aber keine Kapazitäten gibt, 
ist diese hinfällig. Die Schulstruktur spielt eine große Rolle bei der Wahl des 
Wohnortes bzw. kann als Standortfaktor gesehen werden. Die Schülerzahlen 
steigen weiter und dennoch gibt es keine gemeinsame, länderübergreifende 
Strategie zur praxisnahen Schulplatzversorgung an öff entlichen Schulen.

Rainer FornellLänderübergreifende Strategie zur Schulplatz-
versorgung
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Alexander Happ und Dr. Barbara König Susanne Jahn

Herr Holborn refl ektiert, dass sich die Wohnbaustrategien in Berlin geändert 
haben: Aus der bisherigen zurückhaltenden Wohnungspolitik ist jetzt das Ziel 
entstanden, die Zahl von etwa 270.000 kommunalen Wohnungen bis 2026 auf 
400.000 zu erhöhen. Dies ist eine große Herausforderung, die auch erhebliche 
Infrastrukturbedarfe nach sich zieht. In der Folge muss jede Fläche entwickelt 
werden und das möglichst von innen nach außen. Hierfür muss ein Bewusstsein 
geschaff en werden, um der „Verschiebediskussion“ von Wohnbaufl ächen, frei 
nach dem Motto „not in my backyard“, vorzubeugen. Die GESOBAU plant in den 
nächsten Jahren den Neubau von rund 12.000 Wohnungen. Dabei benötigt be-
sonders die Nachverdichtung einen langen Vorlauf.

Herr Schaff ranke berichtet, dass sich die Hennigsdorfer Wohnungsbaugesell-
schaft (HWB) im Wesentlichen auf die Bestands- und Innenentwicklung konzen-
triert, besonders durch Ergänzungsneubauten und Lückenschliessungen. Bei der 
Verdichtung von Werkssiedlungen der 50er Jahre hat die HWB besonders gute 
Erfahrungen gesammelt. Die Stadt ist bereits an ihre Wachstumsgrenze gesto-
ßen. Es besteht dringender Bedarf für die Zusammenarbeit zwischen Berliner 
und Brandenburger Wohnungsunternehmen, da Hennigsdorf mit Berlin zusam-
men wächst. Eine besondere Herausforderung stellen die Werksiedlungen dar. 
Diese Quartiere bieten große Nachverdichtungspotenziale, die jedoch aufwendig 
und teuer zu realisieren sind. 

Frau Dr. König von der Wohnungsbaugenossenschaft Bremer Höhe weist auf 
den Bedeutungsgewinn von Genossenschaften hin. Es gibt eine neue Genossen-
schaftsbewegung, die auch alternative Wohnprojekte wie z.B. Wagenburgen, 
ehemals besetzte Häuser oder Baugruppen einbezieht. Auch kleine Genossen-
schaften können etwas bewegen. In Panketal arbeitete die Bremer Höhe bereits 
erfolgreich mit der GESOBAU zusammen. Ihre Genossenschaft setzt sich ge-
meinsam mit den Mitgliedern und Bewohnern für deren Interessen und für eine 
integrierte Quartiersentwicklung ein. 

Herr Jorzick von Hamburg Team wirft einen Blick von Hamburg nach Berlin. Sein 
mittelständisches Unternehmen hat einen Schwerpunkt in der Quartiersent-
wicklung und sieht sich als Partner der Verwaltung. Gute Dialogfähigkeit und 

Wohnungswirtschaft als Partner
Vorstellung und GesprächSusanne Jahn

Gesprächspartner:

Dr. Barbara König
Holger Schaff ranke
Lars Holborn
Peter Jorzick
Alexander Happ

(Moderation)

„Angesichts der Heraus-
forderung fehlender 
Wohnungen muss jede 
Fläche entwickelt werden 
– zusammen statt „not in 
my backyard.“

„Wir brauchen Kooperati-
onen, die bezahlbare 
Wohnungen möglich ma-
chen.“

„Partnerschaften auf Au-
genhöhe sind am erfolg-
reichsten.“
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Akzeptanz sind bei der Entwicklung von Quartieren unabdingbar. Der Dialog 
muss in Berlin zwischen Unternehmern und Verwaltung noch intensiviert wer-
den, damit Verlässlichkeit auf beiden Seiten gegeben ist.

Herr Happ betont, dass die Wohnungswirtschaft als verlässlicher Partner zu 
verstehen ist. Die BUWOG AG ist seit 60 Jahren Bauträger in Wien und Umgebung 
und seit 4 Jahren in Berlin. In Berlin fehlt noch das vertrauensvolle Miteinander. 
Verdichtung und Neubau dürfen nicht als „Flächenschänderei“ angesehen wer-
den. Wenn die verfügbaren Flächen genutzt werden, sind auch günstige Mieten 
machbar. Bei Flächenmangel werden günstige Wohnungen teurer. Hieran hat 
keiner Interesse.

Im anschließenden Austausch werden verschiedene Aspekte wie z.B. die Ziel-
gruppen angesprochen. Herr Holborn nennt eine klare Zielstellung: Bezahlbaren 
Wohnraum in der Stadt vorhalten. Ca. 33 % der von der GESOBAU neu gebauten 
Wohnungen dürfen eine Nettokaltmiete von 6,50 Euro nicht überschreiten.

Herr Schaff ranke sieht die Zusammenarbeit zwischen Verwaltung und Woh-
nungswirtschaft positiv - sie funktioniert sehr gut in Hennigsdorf. Private Ent-
wicklungsträger und Genossenschaften sollten über städtebauliche Verträge 
stärker in die Pfl icht genommen werden. Man muss in Berlin und Brandenburg 
Modelle ermöglichen, die sich in Hamburg und München schon etabliert haben. 
Er stellt heraus, dass der Zuzug von Flüchtlingen den ehemals vorhandenen 
Leerstand beendet hat und den Druck auf den Wohnungsmarkt erhöht. 

Frau Dr. König gibt den Hinweis, dass eine bessere Mischung der Bauträger aus 
Gesellschaften, Genossenschaften und privaten Trägern der Quartiersentwick-
lung gut tun würde.

Herr Jorzick empfi ehlt den Genossenschaften sich wieder als Entwicklungsträger 
zu betätigen und das Wissen aus der Bestandserhaltung zu nutzen. 

Herr Happ merkt an, dass die BUWOG gerne interessante Wohnstandorte in 
Berlin entwickeln würde, wenn die Grundstücke nach dem Konzeptverfahren 
und nicht nach Höchstpreisverfahren vergeben würden.

„Gegenseitiges Verständ-
nis der unterschiedlichen 
Denkweisen der Partner 
ist der Schlüssel zum Er-
folg.“  

Peter Jorzick

„Verdichtung und Neubau 
sind keine ,Flächenschän-
derei‘.“

„Es geht um bezahlbaren 
Wohnraum für alle.“

„Die Kommune muss 
phantasievolle Stadtent-
wicklungs- und Woh-
nungspolitik betreiben.“

„Es gibt Lösungen, nicht 
immer nur Belastungen.“

Holger Schaff ranke
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Es gab in den Jahren nach der Wende ausgehend von Berlin bereits einmal gro-
ße Wachstumserwartungen für Brandenburg, die nicht realisiert wurden. Aktu-
ell überbordende Prognosen verunsichern entsprechend – in die Zukunft sehen, 
kann niemand. Dennoch müssen wir Berlin und Brandenburg zwingend als Re-
gion zusammen denken. Doch anstelle von starren Regularien und Formalien 
muss Vertrauen treten bzw. geschaff en werden. Vertrauen ermöglicht Flexibili-
tät im Agieren und Reagieren. Getreu dem Prinzip Innenentwicklung vor Außen-
entwicklung sollten zunächst die zahlreich vorhandenen Innenpotenziale Ber-
lins entwickelt und genutzt werden, bevor man versucht, Wachstumsbedarfe der 
Metropole im Umland zu decken.

Die Berliner Umlandgemeinden sind an ihren Kapazitätsgrenzen. Bernau bei 
Berlin, Eberswalde, Fürstenwalde/Spree, etc. sind attraktive Wohnstandorte. Der 
Berliner Blick für die Lösung der Wohnungsprobleme muss über die KNF-Grenzen 
hinausgehen. Sind die kurz- und mittelfristig aktivierbaren Potenziale im Um-
land ausreichend? Die Konzentration auf die Mittelzentren ist nicht zielführend, 
die Förderpolitik muss entsprechend entbürokratisiert werden. Die Kommunen 
sind dem Gemeinwohl (z.B. sozialer Wohnungsbau) verpfl ichtet und müssen 
gegenüber Investoren hart verhandeln.

Befürchtet wird, dass das KNF als informelle Arbeitsgemeinschaft die anstehen-
den Aufgaben bezüglich der Verkehrs- und Wohnraumproblematik nicht stem-
men könne. Es sei dringend Unterstützung für die weitere Entwicklung nötig. 
Eventuell könnten die Regionalen Planungsgemeinschaften eine stärkere Rolle 
einnehmen. Die aktuelle Wohnungsnachfrage müsse in der Überarbeitung der 
Landesplanung Berücksichtigung fi nden. Es dürfe nicht sein, dass bei der Stär-
kung der Mittelzentren die Achsenzwischenräume vernachlässigt werden. Kom-
munen mit Straßenbahnanschluss wie z.B. Schöneiche bei Berlin seien in den 
Gestaltungsraum Siedlung mit einzubeziehen. Der Landesentwicklungsplan 
Hauptstadtregion (LEP HR) solle fl exibler und weniger restriktiv werden. 

Der LEP HR werde Antworten auf die wichtigen Themen der Siedlungsentwick-
lung geben. Er sei aber auch ein Steuerungsinstrument, das den Entwicklungs-

Das KNF im Gespräch
Wachstum als Chance begreifen – Was werden wir gemein-
sam tun?

Susanne Jahn

Dr. Lörg Lippert, Verband 
Berlin-Brandenburgischer 
Wohnungsunternehmen 
e.V. 
„Wir sollten zunächst ju-
beln, dass wir endlich 
Wachstum haben. Aber ich 
habe heute gelernt: zu 
Wachstum gehören auch 
Wachstumsschmerzen.“

Jens Graf, Referatsleiter 
Städte- und Gemeinde-
verbund Brandenburg 

Im anschließenden Ge-
spräch melden sich die 
Teilnehmer zu Wort 

Karsten Knobbe

(Moderation)

Dr. Jörg Lippert Jens Graf
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schwerpunkt entlang der Siedlungsachsen setze. Damit würden auch im allge-
meinen Interesse den Märkten Grenzen gesetzt. Die Innen- und Eigenentwicklung 
sei aber nach wie vor für alle Kommunen möglich, z.B. auch für Schöneiche bei 
Berlin.

Die Wohnbaupotenzialanalyse für den KNF-Raum sei ein wichtiger Meilenstein. 
In weiteren Schritten sollten die Potenzialfl ächen auch mit der sozialen und 
technischen Infrastrukturen abgeglichen werden und die Studie regelmäßig ak-
tualisiert werden. Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt 
macht ein Angebot zur weiteren Unterstützung des Diskussionsprozesses. Pro-
blematisch sei das Anleger- und Investoreninteresse des Kapitalmarktes im 
Wohnungsbau. Die wachsende Metropole sei ein Investitionsziel, Baugenehmi-
gungen würden spekulativ gehandelt. Die Tendenzen zur Verdrängung, Segre-
gation und der Rückgang an bezahlbaren Wohnungen müssten ernst genom-
men werden. Die Aufgaben müssten mit Bedacht angegangen werden, um 
vorschnelle Entscheidung unter Handlungsdruck zu vermeiden. 

In Hinblick auf den anschließenden Festakt zum 20-jährigen Jubiläum des KNF 
geht es im Gespräch bereits um den Status und die Weiterentwicklung des KNF 
in den nächsten Jahren. Das KNF ist eine wichtige Diskussions- und Kommuni-
kationsplattform.

Die Rolle der Landesplanung in der Weiterentwicklung des KNF wird diff erenziert 
gesehen. Ein stärkeres Einbringen wird gewünscht, die Landesplanung sagt eine 
inhaltliche und fi nanzielle Unterstützung zu, kann und möchte jedoch keine 
aktive Rolle einnehmen. 

Abschließend wird nochmals betont, dass die Region nur gemeinsam die Chan-
ce hat, die angesprochenen Herausforderungen zu bewältigen. Die diesjährige 
Jahreskonferenz ist ein gemeinsames Produkt der Akteure in den Bezirken, Kom-
munen und Landkreisen des KNF und steht für die Qualität des Gremiums.

Blick auf die Weiterent-
wicklung des KNF

„Wir haben nur als Regi-
on eine Chance.“

Christfried Tschepe Rainer Fornell Andreas IgelRainer Hölmer
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Anlässlich des 20-jährigen Jubiläums des Kommunalen Nachbarschaftsforums 
fi ndet im Anschluss an die Jahreskonferenz 2016 ein Festakt mit besonderen 
Gästen, sowie Rück- und Ausblicken statt. 

Die vier Vorsitzenden der vier Arbeitsgemeinschaften des KNF, Herr Gärtner (AG 
Süd), Herr Oehme (AG West), Herr Kirchner (AG Nord) und Herr Gräff  (AG Ost) 
begrüßen die Teilnehmer des Festakts sowie Herrn Senator Andreas Geisel und 
Frau Staatssekretärin Ines Jesse.

Die AG Süd feiert bereits inoffi  ziell ihren 21. Geburtstag. Die 70.Sitzung fand 
letztes Jahr mit Beteiligung des Ministeriums für Infrastruktur und Landespla-
nung im Deutschen Bundestag statt. Auch die Arbeitsgemeinschaften, die sich 
später zusammenfanden, haben sich etabliert und schätzen die Zusammenar-
beit und den Austausch, den das KNF bietet. 

Musikalisch wird der Festakt durch den Chor „Haarscharf“ begleitet.

Das Kommunale Nachbarschaftsforum hat in seiner 20-jährigen Geschichte eine 
Vielzahl von Akteuren erlebt. Einige der Pioniere sind nach wie vor im KNF aktiv, 
andere bereits im Ruhestand. Einige der damaligen Gründerväter und –mütter 
haben am Festakt teilgenommen. 

Im Interview mit Herrn Kirchner kamen Herr Reipert, einer der Gründer und 
ehemaliger Bezirksstadtrat Tempelhof, und Herr Bockhardt, Dezernent für 
Kreisentwicklung Landkreis Barnim und stellv. Vorsitzender der AG Nord zur 
Historie des KNF zu Wort.

Herr Reipert berichtet, dass die Kommunikation zwischen den Landkreisen und 
den Bezirken Anfang der 1990er Jahre gegen Null tendierte. Auch die Verbindung 
auf Landesebene zwischen Berlin und Brandenburg war mangelhaft. Der Bezirk 
Tempelhof erkannte diesen Missstand und organisierte Treff en zwischen den 
Bezirken, Kommunen und Landkreisen, als frühe Form der AG Süd. In den Sit-
zungen aktiv waren überwiegend Entscheidungsträger wie Dezernenten, Stadt-

Begrüßung durch die Vorsitzenden und Rückblick

Christian Gräff , Detlef Gärtner, Jens-Holger Kirchner und Bodo Oehme

Festakt zum 20-jährigen Jubiläum des KNF

„Wir sind alle verschie-
den, aber haben die glei-
chen Ziele!“

Rückblick – Interview 
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planungsamtsleiter und Baustadträte. Die Parteipolitik spielte dabei keine Rolle. 
Es ging vor allem darum, sich persönlich kennen zu lernen und gemeinsame 
Interessen zu identifi zieren. Eines der gemeinsamen und heute noch erfolgrei-
chen Produkte dieser Zeit war der Erhalt des Mauerwegs in Steglitz und Tem-
pelhof.

Herr Bockhardt resümiert für die AG Nord, dass heute noch viele Akteure aus der 
Anfangszeit aktiv sind. Mittlerweile hat sich das Engagement verstetigt und eher 
auf die Arbeitsebene verlagert. Vertreter der Leitungsebenen sind jedoch nach 
wie vor vertreten. Windkraft war damals das Thema der Gründungsveranstal-
tung der AG Nord. Weitere prägende Themen waren und sind Verkehr, Infra-
struktur, Gewerbe und Ansiedlungen. 

Das KNF hat ein besonderes Alleinstellungsmerkmal. Es ist die einzige Plattform 
zu Stadt-Umland-Themen, die zunehmend kontinuierlich arbeitet. Gegenseiti-
ges Kennenlernen und frühzeitige Informationen über Planungen haben sich in 
den letzten 20 Jahren bewährt. An dieser Stelle bedankt sich Herr Bockhardt 
herzlich bei Herrn Kirchner für sein Engagement als Sprecher des KNF und bei 
der Geschäftsstelle für die zuverlässige Unterstützung.

Carsten BockhardtJens-Holger Kirchner und Klaus-Ulrich Reipert Klaus Ahrens
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Andreas Geisel

20 Jahre Kommunales Nachbarschaftsforum kommen nicht von ungefähr. Die 
kontinuierliche Arbeit spricht für dieses informelle Forum. Nach dem Mauerfall 
hat sich auf beiden Seiten der ehemaligen Grenze die Erkenntnis recht schnell 
durchgesetzt, dass sich viele Fragen der Stadt- und Freiraumentwicklung oder 
der Verkehrsplanung nur gemeinde- und auch länderübergreifend beantworten 
und steuern lassen. Ein freiwilliger interkommunaler Austausch wurde einge-
richtet, der deutlich über die gesetzlich geregelten Formen der „Beteiligung der 
Nachbargemeinden an der Bauleitplanung“ – wie im Baugesetzbuch formuliert 
– hinausgeht. 

Auf Länderebene wurde 1993 zuerst die Gemeinsame Arbeitsstelle und ab 1996 
die Gemeinsame Landesplanungsabteilung eingerichtet. Im gleichen Jahr schloss 
sich auch das KNF zusammen. Zu den Ergebnissen gehören die Erarbeitung von 
Regionalen Strukturkonzepten, Radroutenkonzepten, Öff entlichkeitsarbeit in 
Form einer Planungszeitung zu aktuellen Themen in der Stadt-Umland-Koope-
ration und die Vernetzung und Präsentation über eine eigene Internetseite. 

Diese Zusammenarbeit ist eine ausgezeichnete Basis, um sich heute auch den 
Herausforderungen einer wachsenden Metropolregion gemeinsam zu stellen. 
Nach Berlin ziehen jährlich etwa 40.000 Menschen und der Wohnungsmarkt hat 
keine Reserven mehr. Benötigt werden 15.000 bis 20.000 neue Wohneinheiten 
jährlich, soziale Infrastruktur sowie verbesserte Verkehrsverbindungen zwi-
schen den Brandenburger Kommunen und Berlin. Gemeinsam werden wir das 
derzeitige Wachstum als eine wunderbare Chance für die Region nutzen können!

Senator
Andreas Geisel

 „Es ist ein Privileg, dass 
wir wachsen.“

„Die Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung und 
Umwelt wird sich weiter-
hin intensiv in den Stadt-
Umland-Dialog einbrin-
gen!“

Berlins Beitrag zu unserer wachsenden Region

Es geht nur gemeinsam!
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Ines Jesse

Staatssekretärin
Ines Jesse

Städte, Gemeinden, Landkreise, Berliner Bezirksämter sowie Institutionen und 
Verbände im Stadt-Umland-Kontext von Berlin wurden zu einem arbeitsfähigen 
und politisch aktiven Gremium zusammengeführt. Eine vertrauensvolle Zusam-
menarbeit zwischen den Nachbarkommunen ist gelungen organisiert und wird 
gelebt. Das KNF ist ein funktionierendes Netzwerk und verdient höchste Aner-
kennung.

Das Land Brandenburg schätzt die Arbeit des KNF und wird diese auch weiter 
mit verlässlichen Rahmenbedingungen, mit der Gemeinsamen Landesplanung 
und mit der Förderung, wie z.B. dem Stadt-Umland-Wettbewerb, unterstützen.  

Unser Dank gilt dabei auch Berlin und seinen Bezirken, die diesen Prozess initi-
iert und bis heute gefördert haben. 

Ich danke auch den Brandenburger Kommunen, die sich der Verantwortung für 
die Entwicklung des Raumes gestellt haben und allen, die sich im Alltag der 
Kommunalpolitik und der Verwaltung Zeit für den interkommunalen Austausch 
genommen haben.

Zudem wurden in einem einmalig großen Aktionsraum Projekte und Ideen ent-
wickelt und umgesetzt. Dafür sind beispielhaft Strukturkonzepte, die Regional-
parkentwicklung, die Radroute „Rund um Berlin“ oder der Einsatz in unter-
schiedlichsten Anliegengruppen und Austauschplattformen zu nennen. Für das 
Land Brandenburg ist die interkommunale Zusammenarbeit in ländlichen Ge-
bieten genauso relevant wie in verdichteten Teilen der Metropolregion. Auf allen 
Ebenen werden Kooperationen benötigt, um die Zukunft zu meistern. Öff entli-
che Netzwerke schaff en zudem Angebote für andere Akteure wie Private, Verei-
ne und Gesellschaften.

Brandenburgs Beitrag zu unserer wachsenden Region
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Herr Gräff  wirft einen Blick auf die nähere Zukunft des Kommunalen Nachbar-
schaftsforums. Der inhaltliche Austausch untereinander in der wachsenden 
Stadt-Umland-Region wird weiterhin das wichtigste Element des KNF sein. Dies 
beinhaltet auch den Austausch zu kontroversen Themen. 

Er bedankt sich bei Herrn Künzel und der gesamten Geschäftsstelle bei der Se-
natsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt für die tatkräftige Unterstüt-
zung der letzten Jahre.

Für die nächste Jahreskonferenz hat sich das Kommunale Nachbarschaftsforum 
den Themen Freiraum und Freiraumentwicklung angenommen. Dies bietet sich 
auch im Zusammenhang mit der Internationalen Gartenausstellung 2017 im 
Berliner Bezirk Marzahn-Hellersdorf an. Ein weiteres Thema wird die Fortschrei-
bung der Wohnbaupotenzialstudie sein.

Im kommenden Jahr wird es auch darum gehen, die gemeinsame Arbeit und 
Organisation des KNF auf den Prüfstand zu stellen. Dazu wird es eine Anliegen-
gruppe geben, die sich mit der Evaluation und der zukünftigen Struktur des KNF 
auseinandersetzt. Beispielhaft wäre ein Regionalmanagement als Institution für 
die Angelegenheiten des KNF denkbar.

Christian Gräff 

Christian Gräff Chor „Haarscharf“

Ausblick in das Jahr 2017
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Referenten und Gesprächspartner

Teilnehmerliste

Vorname Nachname Institution
Wolfgang Blasig Landkreis Potsdam-Mittelmark
Julia Blinde Bezirksregierung Düsseldorf
Jan Drews Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin-Brandenburg
Ingrid Even-Pröpper Ministerium für Infrastruktur und Landesplanung
Rainer Fornell Gemeinde Panketal
Jens Graf Städte- und Gemeindebund Brandenburg
Alexander Happ BUWOG AG
Lars Holborn GESOBAU AG Berlin
Rainer Hölmer Bezirksamt Treptow-Köpenick von Berlin
Andreas Igel Stadt Ludwigsfelde
Peter Jorzick Hamburg Team 
Heinrich Jüttner Gemeinde Schöneiche bei Berlin
Christian Kielczynski Stadt Oranienburg
Jens-Holger Kirchner Bezirksamt Pankow von Berlin
Barbara König Wohnungsbaugenossenschaft "Bremer Höhe" eG 
Jochen Lang Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt
Jörg Lippert

BBU Verband Berlin Brandenburgischer 
Wohnungsunternehmen e.V.

Wilfried Nünthel Bezirksamt Lichtenberg von Berlin
Holger Schaffranke Wohnungsbaugesellschaft Hennigsdorf
Holger Schreiber Gemeinde Wustermark
Thorsten Tonndorf Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt
Matthias von Popowski complan Kommunalberatung
Erik Wolfram Landeshauptstadt Potsdam

1
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Teilnehmerliste

Vorname Nachname Institution Teilnahme 
Jahreskonferenz

Teilnahme 
Festakt

Klaus Ahrens x
Jeannine Albrecht Stadt Fürstenwalde x
Steffen Apelt Stadt Hohen Neuendorf x
Gunther App Stadt Nauen x x
Beate Bahr complan Kommunalberatung GmbH x
Annette Berfelde Bezirksamt Treptow-Köpenick von Berlin x
Madeleine Bertz Gemeinde Hoppegarten x x
Monika Blank Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt x x
Wolfgang Blasig Landkreis Potsdam-Mittelmark x
Thomas Blesing Bezirksamt Neukölln von Berlin x x
Julia Blinde Bezirksregierung Düsseldorf x
Dagmar Block x
Guido Bockelmann Senatskanzlei x
Carsten Bockhardt Landkreis Barnim x
Dietmar Bölke Landkreis Potsdam-Mittelmark x x
Olaf Borchardt Gemeinde Petershagen/ Eggersdorf x x
Elisabeth Budke Jahn, Mack & Partner x
Kai Dahme Verkehrsverbund Berlin-Brandenburg GmbH x x
Steve Danesch Verkehrsverbund Berlin-Brandenburg GmbH x x

Wolfgang Dinkelberg 
Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin-
Brandenburg x x

Carsten Dörnbrack Verkehrsverbund Berlin-Brandenburg GmbH x

Jan Drews
Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin-
Brandenburg x x

Eckert Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin x x

Ingrid Even-Pröpper Ministerium für Infrastruktur und Landesplanung x x
Till Felden Regionale Planungsgemeinschaft Oderland-Spree x
Marianne Feldtmann Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin x x
Anne Fellner Stadt Eberswalde x
Rainer Fornell Gemeinde Panketal x
Stefan Fritzsche Jahn, Mack & Partner x x
Detlef Gärtner Landkreis Teltow-Fläming x x
Wilfried Gehrke Gemeinde Ahrensfelde x x
Andreas Geisel Senator für Stadtentwicklung und Umwelt x
Ephraim Gothe x x
Jens Graf Städte- und Gemeindebund Brandenburg x
Christian Gräff Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin x
Rolf Groth Bezirksamt Neukölln von Berlin x
Alexander Happ BUWOG AG x
Nancy Häusel Jahn, Mack & Partner x x
Ariane Hennig Jahn, Mack & Partner x x
Sylvia Hirschfeld Stadt Bernau bei Berlin x x

Renate Hoff
Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin-
Brandenburg x x

Lars Holborn GESOBAU AG Berlin x
Rainer Hölmer Bezirksamt Treptow-Köpenick von Berlin x
Burkhard Horn Stadt Werneuchen x
Elke Hube Bezirksamt Spandau von Berlin x x

Hupfer Stadt Werneuchen x
Andreas Igel Stadt Ludwigsfelde x
Susanne Jahn Jahn, Mack & Partner x x
Catrin Jenichen Landkreis Barnim x x

Torsten Jeran
Dachverband der Regionalparks in Brandenburg und 
Berlin e.V. / Regionalbüro Blumberg x x

Ines Jesse Ministerium für Infrastruktur und Landesplanung x
Andreas Johnke Bezirksamt Pankow von Berlin x x

Gesamtverzeichnis
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Teilnehmerliste
Gesamtverzeichnis

Peter Jorzick Hamburg Team x
Rosemarie Jung x
Heinrich Jüttner Gemeinde Schöneiche bei Berlin x x
Kerstin Karasch Regionalmanagement x x
Sabine Kern Gemeinde Dallgow-Döberitz x x

Ulrike Kessler
Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin-
Brandenburg, GL x

Olaf Keßler Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt x x
Christian Kielczynski Stadt Oranienburg x
Tobias Kirchner Amt für Statistik Berlin-Brandenburg x
Jens-Holger Kirchner Bezirksamt Pankow von Berlin x x
Lutz Klauber Regionale Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming x x
Marek Kleemann Stadt Mittenwalde x x
Uwe Klett x
Karsten Knobbe Gemeinde Hoppegarten x
Robert Knobloch Gemeinde Rüdersdorf bei Berlin x x
Klaus-Joachim Köckeritz x
Isabel Köhne Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt x x
Wilfried Kolb Stadt Wildau x x
Barbara König Wohnungsbaugenossenschaft "Bremer Höhe" eG x
Madlen Kratzsch complan Kommunalberatung GmbH x
Siegmund Kroll Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin x x
Bettina Kuberka Industrie- und Handelskammer Potsdam x
Claudia Kulosa Gemeinde Grünheide (Mark) x
Michael Künzel Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt x x
Claudia Kurtz Gemeinde Petershagen/ Eggersdorf x
Ansgar Kuschel Regionale Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel x x
Annekatrin Kuß Industrie- und Handelskammer Ostbrandenburg x x
Jochen Lang Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt x

Jörg Lippert
BBU Verband Berlin-Brandenburgischer 
Wohnungsunternehmen e.V. x

Rolf Hermann Löhr x
Lombardo Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt x x

Sibylle Lösch Regionalpark Barnimer Feldmark e.V. x
Gerlinde Mack Jahn, Mack & Partner x x
Steffen Materne Stadt Oranienburg x

Markus Mohn
Teltowpark c/o  Landschaftspflege-verein 
Mittelbrandenburg e.V. x x

Torsten Naubert Regionale Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming x x
Ralf Neumann Landkreis Teltow-Fläming x x
Jan Nickelsen Landkreis Havelland x x
Wilfried Nünthel Bezirksamt Lichtenberg von Berlin x
Hans-Günther Oberlack Gemeinde Glienicke/Nordbahn x
Bodo Oehme Gemeinde Schönwalde-Glien x x
Hans Michael Oleck Stadt Hohen Neuendorf x x
Jutta Pauluhn Stadt Hennigsdorf x x
Gabriele Pfeil Bezirksamt Pankow von Berlin x x
Elke Plate Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt x
Kathrin Pollow Stadt Falkensee x x
Beate Profé Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt x x
Stefan Reinhardt Stadt Strausberg x
Klaus-Ulrich Reipert x
Stefan Richter Stiftung Zukunft Berlin x
Klaus Risken Bezirksamt Pankow von Berlin x x
Silke Robel IHK Berlin x
Angelica Roehrs-Teuber Gemeinde Neuenhagen bei Berlin x
Wolfgang Rump Regionale Planungsgemeinschaft Oderland-Spree x x
Uwe-Ernesto Salabarria Landkreis Märkisch-Oderland x
Holger Schaffranke Wohnungsbaugesellschaft Hennigsdorf x
Sylvia Schmidt x
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Teilnehmerliste
Gesamtverzeichnis
Sy a Sc dt
Angela Schnabel Gemeinde Hoppegarten x
Lisa Schöne Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt x x
Holger Schreiber Gemeinde Wustermark x
Roland Schröder BVV Pankow x x
Bernd Schütze Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin x
Guido Sempell Freie und Hansestadt Hamburg x
Juliane Sgouros Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt x x
Bernd Speer Gemeinde Eichwalde x

Sabine Sperling
Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin-
Brandenburg, GL x x

André Stahl Stadt Bernau bei Berlin x x
Peter Staamann Gemeinde Glienicke/Nordbahn x
Katrin Stary Berliner Stadtgüter GmbH x
Christian Stein Landkreis Potsdam-Mittelmark x x
Imke Steinmeyer Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt x
Anja Stöpel Jahn, Mack & Partner x x
Beate Szulzewsky Bezirksamt Treptow-Köpenick von Berlin x x

Jürgen Theuer
Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin-
Brandenburg, GL x x

Jörg Thoma Landkreis Oder-Spree x x
Thorsten Tonndorf Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt x
Christfried Tschepe Stadt Fürstenwalde x x
Ralf Ullrich Regionale Planungsgemeinschaft Lausitz-Spreewald x x
Rainer vom Lehn Gemeinde Nuthetal x x
Matthias von Popowski complan Kommunalberatung x x
Benedikt Vos complan Kommunalberatung x
Michaela Waigand Stadt Bernau bei Berlin x x
Christian Weiße Verkehrsverbund Berlin-Brandenburg GmbH x x
Klaus Georg Weißenberg Stadt Teltow x x
Erik Wolfram Landeshauptstadt Potsdam x x
Berthold Zenner Stadt Velten x
Sandra Zimmermann Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt x x
Marc Zimmermann complan Kommunalberatung x x
Thomas Zylla Stadt Falkensee x x
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Programm



Anhang

31



AG
WEST

AG SÜD

AG
 OST

AG NORD

Wohnen in unserer wachsenden Region
Jahreskonferenz des Kommunalen Nachbarschaftsforums

& Festakt zum 20-jährigen Jubiläum  


